






















































Im Vorgrifr auf eine Pflege ­
versicherung hat die Bundes re -
gieru.ng im Zuge der Gesund­
heitsreform Pflegegeld und 
Pflegeurlaub als neue Kassen·­
leistungen eingeführt. 
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t ienten einführen. Dazu so1 len zunächst nac_h 

Abstimmung mit den Krankenkassen bei einigen 

Altenpflegeeinrichtungen Krankenpflegesta-

tionen mit medizinischer Versorgung e inge­

richtet werden. 

Wir setzen uns für eine schnelle Realisie­

rung der !'fugeversicherung als neue Säule 

der sozialen Sicherung ein. Die Pflegeversi · 

cherung soll als selbständiger Zweig unter 

dem Dach der geset.z:l iche11 Krankenvers i che­

rung organisiert werden. Der Versicherungs­

schutz soll sich auf die pflegebedingten 

Leistungen beschränken unci sowohl für den 

häuslichen als auch für den stationären 

Berei eh gelten. 

D1e Leistungen aus der gesetzlichen Pflicht­

versicherung müssen von allen versicherten 

Pflegebedürftigen In Ansprach genommen wer ­

den können, unabhängig von ihrem jewe iligen 

Alter. 

BEHINDERTE INTEGRIEREN 

Beh 1 nderte Menschen sind Teil unserer Ge­

sellschaft. Sie sind keine Betreuungsobjek ­

te, sie sind Partner. 

Ziel unserer Politik ist es, behinderte Men­

schen so zu fördern, daß sie zu einem mög­

lichst selbständigen Leben befähigt werden. 

Wlr wollen insbesondere, daß behinderte Men­

schen in ihrer eigenen Wohnung leben können. 

Dazu 1st es erforderlich, daß mehr behinder­

tengerechte Wohnungen - auch durch Umbau 

vorhandener Wohnungen - geschaffen werden. 
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Auch neue Konzeptionen des Zusanrnenlebens 

Behinderter werden wi r un terstützen, z.B. 

beim Aufbau von Wohngemeinschaften. Die In­

dividuelle ist 

i nzwi sehen unverz lchtbarer Bestandteil eines 

selbstbestinrnten Lebens Behinderter. Sie 

wird von uns gefördert und soll weiter aus­

gebaut werden . 

Wir wollen durch geziel te Maßnahmen errei­

chen, daß sic h Behinderte im öffentlichen 

Raum so leicht, so einfach und so sicher wie 

möglich bewegen können. Der öffentliche Per­

sonennahverkehr in Bremen ist konsequent auf 

die Bedürfnisse von Behinderten auszuri ch­

ten. 

Wir wollen, daß Behinderte eine qual i fizier­

te Bildung, berufliche Aus- und Weiterbil­

dung unter Berücksi chtigung von Neigung und 

Leistungsfähigkeit erhalten. 

Gerade für behinderte Menschen bedeutet d i e 

berufliche Einglie_derung oder zumindest ei ne 

angemessene Beschä ft igung eine wesentliche 

Form der Selbstbestätigung. Wir werden über 

Verhandlungen mit den Arbeitsämte rn, Ka11111ern 

und Arbe i tgeberverbänden versuchen, die Mög­

lichkeiten einer dauerhaften berufl i chen 

Eingliederung Behinderter zu verbessern. 

GESUNDHEITSPOLITIK AM MENSCHEN ORIENTIEREN 

Wlr wollen darauf hinwirken, daß d ie Men­

schen durch ihr Verhalten mehr als bisher 

dazu beitragen, präventive medizinische Maß· 

nahmen w1 r ksam werden zu lassen. Alles 

bleibt wirkungslos, wenn der e inzelne s ich 

passiv verhält und nicht bereit ist, seinen 
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über die Auswirkungen von falscher Ernäh­

rung, Bewegungsarmut, Alkohol-, Drogen- und 

Hedikamentenmißbrauch zu ändern. Deshalb 

setzen wir uns für eine aktive Mitwirkung 

der Menschen ein. 

Wir wollen die Gesundheitserziehung 1n Kin­

dergärten und Schulen und die Informationen 

über Gesundheitsvorsorge und Früherkennung 

von Krankheiten verstärken. Wir wollen durch 

elne bedarfsgerechte Krankenversorgung mehr 

Gewicht auf die ambulante Krankenpflege le­

gen. 

Vlele Kranke, die heutzutage in den Kranken­

häusern behandelt beziehungsweise versorgt 

werden, könnten ebenso gut von niedergelas­

senen Ärzten medizinisch versorgt und von 

Pflegee1nrichtungen pflegerisch betreut wer­

den. Das gilt besonders für ältere Patienten 

und Langzeitkranke. Diese gezielte Behand­

lungsweise ist für viele Patienten humaner, 

und sie ist kostengünstiger, ohne die Hei­

lungschancen zu vermindern. 

Da zu wollen wir die Famil i en- und Na chbar­

schaft shllfe und die Zusanunena rbe it der 

fre1gemeinnütz i gen, der pri vaten und öffent-

1 lchen lräger stärken und die ~tell.!!filLJ!il 

Hausarztes mit dem Ziel ver~ehrter Hausbesu­

che fördern . 

Wir wollen humane Krankenhä user, in denen 

de r Pa ti ent eine optimale Behandlung und 

Pf l ege e rhä lt . Der fflegenotstand muß besei­

tigt werden . Das Pflegepersonal muß mehr 

Möglichkeiten zur Aus- und Fortbildung er­
halten. Dl e Aufs tiegsmögli chkeite n s ind zu 

Der Drogenkonsum hat 199D ln 
der Bundesrepublik Deutschland 
1.480 Todesopfer gefordert. 
Mit 7B Drogentoten hatte Bre­
men dabe i einen traurigen Re -
kord unter den deutschen Groß­
städten zu verzeichnen. 
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verbessern. Wir wo 11 en aber auch da 1u bei -

tragen, daß Krankensch·~es tern und Pfleger 

eine gese 11 schaft liehe Anerl(ennung beko11111en, 

die der Schwere des Berufs und der hohen 

Verantwortung gerecht wird. 

Wir wollen durch Organisationsverbesserungen 

erreichen, daß Ärzte und Pflegepersonal mehr 

Zeit für Mn Patienten haben. Das Kranken­

haus muß zum einen kosteneffektiv organi­

siert werden und zum anderen ein menschli­

cher Aufenthalt filr die Kranken sein (siehe 

Kapitel Finanzen Verselbständlgung der 

Krankenhäus.er). 

Wir wollen mit der Y.~~rr@r._u_ng_-9.!l.f __ !&!'..B.!!~~n_: 

hausl_trukJ:I!!: durch den Abbau von zu vielen 

sogenannten Hochleistungsbetten sowie durch 

Schaffung von Rehabilitations- und Mobilisa­

tionszentren für chirurgische, neurochirur­

gische, orthopädi sehe und geriatrische Pa­

tienten in der stationären Behandlung sozial 

tragbare Pflegesätze erreichen. 

Wlr wollen durch den Ausbau vielfältiger 

präventiver Maßnahmen da7-u beitragen, den 

Elnsl!eg in die DrogensutlJ.!. zu verhindern 

und Abhängigkeit frühzeitig zu erkennen. 

Drog!)l_QräYt!)ti on muß dort angeboten werden, 

wo Jugendliche anzutreffen sind, d.h . in den 

Schulen, in den Betrieben, in Jugendeinrich­

tungen, in Diskotheken. Damit Jugendliche 

und Eltern vor Ort sachkundige Ansprechpart­

ner finden, werden wir die erforderlichen 

personellen und sachliche n Voraussetzungen 

schaffen. 

Wir woll en durch öffentl ichkeitswi rksame 

Maßnahmen auf die Gefahren des Drogenmiß-
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brauchs hinweisen, z.B. durch Anzeigen in 

Jugend- und Szene -Zeitschriften, Anti-Dro­

gen-Spots in Kinos und Video-Clips in Disko­

theken. 

Beri!J.!!.llg~.!l-'!~.!>_O.!LY!!!L!!il.f e!J. müssen zum Zi el 

haben, mög ll c hs t viele bereits D rogenabhän­

g i ge 7.U erreichen, deren ge5undheitliche Si­

tuation zu verbessern und ihnen zu helfen, 

wieder ein Leben ohne Drogen führen zu kön­

nen. Wir wollen die Angebote der Drogenbera­

tung verbessern. 

Wir wollen, daß entzugs- und ausstiegswilli­

ge Drogenabhängige sofort und ohne bürokra­

tische Verzögerung in Therapieei.!Jricl!J!!!lll~Jl 

vermittelt werden. Neben den stationären 

Therapien werden wir die Behandlungsformen 

differenziert und flexibel ausbauen. Dar.u 

gehören ambulante und teilstationäre Angebo­

te. Den Abhängigen müssen auf ihrem Weg aus 

der Sucht Beschäftigungsmöglichkeiten ange­

boten werden, um die neugewonnene Zeil sinn­

voll auszufüllen. 

für Orogensüchtlge, für die eine drogenfreie 

Therapie noch nicht In Betracht kommt, wol­

len wir Methadon als Substitutionsangebot 

bereitstellen, welches In Tagesrationen un­

ter ärztl !eher Aufsicht und Kontrolle abge­

geben und eingenommen wird . substituierte 

Drogenabhängige müssen in kleinen Gruppen 

psychosozial betreut werden. 

Drogenabhängige können selten ihre Sucht aus 

eigenem Einkomnen befriedigen. Beschaffungs­

kriminalität und Prostitution sind die Fol­

ge. Neben Prävention und Therapie sind des­

halb auch polize111che Maßnahmen unverzicht-

..,. 

' 
Die CDU hat mit Ihrem Vereins­
förderungsgesetz erreicht, daB 
95 % aller Sportvereine für 
gemeinnützige Tätigkeiten von 
der Steuer befreit sind, die 
Verwaltungsarbeit der Vereine 
e infacher und unbilrokrat ischer 
geworden ist und daß das 
Ehrenamt a l s Stütze der Ge­
meinniltz igkei t gefördert wird. 

Die COU/CSU·-Bundestags -
fraktlon hat die Beibehaltung 
der Ubungsleiterpauschale in 
Höhe von DM 2. 400, · - du rchge­
s et z t und damit das eh renamt -
li ehe Engagement abgesichert. 
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barer Bestandteil einer verantwortungsvollen 

Drogenpolitik (Näheres siehe Kapitel "Si­

cherheit "). 

DEN SPORT FÖRDERN · 

Die Verkürzung der Arbeitszeit bietet e ine 

große gesellschaftspolitische Chance, die 

wir mit einer sinnvollen Freizeit nutzen 

wollen. Der Sport stellt hierbei eine her­

ausragende Möglichkeit der Freizeitgestal ­

tung dar. Er sichert nicht nur die Erha l tung 

von psychischer und physischer Gesundheit, 

sondern hat gleichzeitig einen pädagogischen 

Effekt und ist ein Ausdruck von Lebensfreude . 

Sportvereine und Verbände müssen sich öffnen 

und den ind lviduellen Bedürrnissen der Men­

schen Rechnung tragen. Wir wollen durch Un­

terstützung von Privatinitiativen ein ver ­

stärktes Angebot im Freizeltberei ch schaf­

fen. Wir werden die Vereine als freie Träger 

1n den Mittelpunkt unserer Freizeitpolitik 

stellen. Staatl lche Angebote dürfen aller­

dings erst dann einsetzen, wenn Verei ne und 

Verbände Aufgaben aus eigener Kraft nicht 

nachkommen können. Wir wollen Vereine beson­

ders unterstützen, wenn sie den Staat bei 

der Verwaltung und Unterhaltung von Sport­

s tä tten entlasten. 

Wir wollen das ehrenamtliche _I!!.~e111ent von 

lrainern, Sportlern und Funkt ionären , die 

ihre Frei zeit dem Sport widmen , s t ärken und 

In diesem Bereich für weitere Verbesserungen 

sorgen. 
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Wir wollen den Schulspor t fördern, um jungen 

Menschen früh die Gelegenheit zu geben, ihr 

Interesse am Sport zu entdecken . Wir werden 

durch eine Ausweitung des Sportangebots an 

allgemeinbildenden Schulen im außerunter­

richtl i chen Bereich am Nachmittag eine enge 

Kooperation zwischen Sportvereinen und Schu­

len ermöglichen . Die Zusammenarbeit durch 

einen Lehrer-Trainer- Austausch muß stärker 

gefördert werden. 

Ein wichtiger Bestandteil des Sportlebens 

einer Stadt ist der Leistungs- und Spitzen·­

sport. Wir werden durch eine systematische 

Auswertung schulsportlicher Veranstaltungen 

die Tal entsuche ausbauen. Des weiteren wol­

len wir, daß die lalente verstärkt Möglich­

keiten zur Teilnahme ar. internationalen 

Wettkämpfen erhalten. Wlr werden uns dafür 

einsetzen, daß in Bremerhaven ein Leistungs­

zentrum für den Tanzsport entsteht . 

- S'/ -

V BILDUNG UND AUSBILDUNG VERBESSDN 

Wir treten rür eine Schule ein, die sich den 

Herausforderungen einer hochtechnisierten 

Welt stellt, in der eine große Breite an lle ­

gabungen und Fähigkeiten, wie auch eine 

Vielfalt an Wissen und Bildung notwendig 

sein werden. Die jungen Menschen sollen zum 

selbständigen, verantwortungsbewußten, krea­

tiven und innovativen Handeln qualifiziert 

werden . l!!.lser.L.~_nde t:_.Jl)~SS~'Lin... &~L~llY.1~ 

durch_ .tl!IL~-~!tri~llifhen und _ !w.manisti­

j_chen.. Wer,!'!'.ors t1tll\!.!!.ll~JLQri ltl!.ti erte -~]Jl..!!!lll 

und illiel!.!WJL.filli„..i!l!!.. . .l!!!c unf t _yorbe r~ i t et 

werden . Dabei streben wir eine enge Zusam­

menarbeit mit den lltern an, deren Erzie­

hungsrechte zu sichern sind. 

Schule_1!1Y.lL.!legabu~!L-ersc!!.ll!n.!Ln_y!ll1 Lei.· 

stungsberelts~haft ~~· Eine gute Bildung 

ist nicht nur Nachweis von Wissen und E.nga­

gement, sondern beinhaltet auch soziales 

Verhalten. Schule muß dem Schwächeren Förde­

rung geben und dem Stärkeren höhere Leistung 

abverlangen. Sie muß deutlich machen, daß 

ihr Erziehungs auftrag den kr1tik- und ur­

teilsfähigen, zum selbständigen Handeln be­

fähigten jungen Menschen zum Ziel hat. Lei­

stungsforderung ist für die Schülerinnen und 

Schüler ein unentbehrlicher Ansporn . Ein­

satzbereitschaft für den Schwächeren und 

Achtung vor den Mitmenschen müssen gefördert 

und anerkannt werden. 



Gewachsene Schuleinheiten wur­
den von der SPD dem Prinzip 
der Stufenschule geopfert und 
zerschlagen. 

Heute sind B1ldungsgänge zer­
stückelt und zerstört . Schü l e -
rinnen und Schüler werden von 
Lehrern unterrichtet. denen 
oft Kenntnisse und Unter­
richtserfahrungen in den sich 
anschließenden Schulstufen 
fehlen. 
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GLEICHMACHEREI DURCH VIELFALT ERSETZEN 

Unseren Kindern und Jugendlichen soll ein 
vielfältiges Angebot an Schulen zur Auswahl 
gestellt werden. 

Ein gegliedertes und auf Durchlässigkeit an­
gelegtes Schulwesen mit Hauptschule, Real­
schule und Gymnasium fördert die individuel­
len Begabungen und sichert gleichzeitig die 
Chancengerechtigkeit. 

Schule darf nicht das Experimentierfeld für 
Ideologen sein. Sie muß von der großen Mehr­
heit der Bürger bejaht und getragen werden. 

~.!.r:.... l ehnen die integrierte Gesaratschule al s 
Regel schule für den Sekundarberei ch I ab, 
ebenso die Integration von berufl icher und 
gymnasi aler Bil dung al s Regelfall im Sekun­
darbe reich _.!!. Den entsprechenden § 3 im 
brem1schen Schulgesetz werden wir ändern. 

Die int egrier ten Gesarat schul en , die nicht 
als e1ne bessere Alternative zum bestehenden 
gegl 1 ederten Schulsystem überzeugen konnten, 
sollen nur bei entsprechender Nachfrage er­
halten bleiben. Weitere werden nicht einge­
richtet. Inhaltliche Veränderungen sind je­
doch auf alle Fälle unverzichtbar, um die 
Vergleichbarkeit und Gleichwertigkeit mlt 
dem gegliederten Schulsystem sicherzustel­
len. Eine finanzielle Bevorzugung gegenüber 
gleichartigen Angeboten des Sekundarbe-
rei chs 1 lehnen wir ab. 

Ein Gesamtschulplatz kostet 
ca. 9. 500 Mark 1m. Jahr und 
damit erheblich mehr als ein 
Schulplatz des gegliederten 
Schulwesens mit 6.600 Mark. 

Gegen den Willen der CDU ist 
im lande Bremen die Stufen­
schu 1 e mit Schulzentren durch­
gesetzt worden. E1ne generelle 
sofortige Rückführung zur 
früheren Schulorganisation 
würde für die Schülerinnen und 
Schüler des Landes Bremen er­
neut Unruhe durch Schulwechsel 
und Standortverlagerungen be ­
deuten. 
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Gesamtschulen werden von Eltern oft nur des -
halb angewählt, weil sie eine Ganztagsbe­
treuung ermöglichen. Soweit es den Eltern 
jedoch um eine ganztägige Betreuung geht, 
ist die Ganztagsbetreuungsschule innerhalb 
eines gegliederten Schulsystems die pädago­
gisch sinnvollere und kostengünstigere Al­
ternative. Dementsprechende Angebote müssen 
geschaffen werden. 

DIE SCHULE WIEDER FREI WÄHLEN KONNEN 

Wir wollen, daß Schüler über die Schulbe­
zirksgrenzen hinaus sich ihre Schule frei 
wählen können und werden •zwangs•-zuweisun­
gen abschafren. Dazu müssen die Durchsetz­
barkeit des El ternwi 11 ens gesetzlich ge­
stärkt und die Schulbezirksgrenzen durchläs­
sig gestaltet werden. 

Im Interesse von Schülern und Eltern werden 
wir bei unserer Bildungspolit ik die vorhan­
denen Schulstrukturen nur behutsam ändern. 
Innerhalb der Schulzentren müssen die ein­
zelnen Schularten in Ihrem jeweils eigen­
ständigen Bildungsauftrag gestärkt werden. 

UNTERRICHTSAUSFALL BESEITIGEN 

Wir wollen durch eine bedarfsdeckende Ver­
sorgung mit Lehrerinnen und Lehrern für den 
Abbau des katastrophalen Unterrichtsausfal ls 
sorgen und ausreichenden Schulraum bereit ­
stellen. Aufgegebene Schulräume sollen nach 
Möglichkeit reaktiviert werden. Altbauschu ­
len mit solider Bausubstanz sollen renoviert 

werden. 



Die jetzige Orientierungss tufe 
berücks ichtigt nicht die un­
terschiedlichen Begabungen der 
Schüler . Si e werden teils 
über-, te i ls unterfordert und 
dadurch in ihrer Entwicklung 
ni cht ausreichend gefördert . 
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LEHRPLXNE AN DEN NOTWENDIGKEITEN DES LEBENS 

ORIENTIEREN 

Wir setzen uns für Lehrpläne ein, nach denen 

unsere Kinder ihrem jeweiligen Alte r gemäß 
unterrichtet werden. Grundwissen und Ori en­

t ierung haben den Vorrang vor Spezlallsten­

tUll . ~ Grundfertigkeiten Lesen, Schreiben 

und Rechnen ~üssen sicher beherrs~ht werden. 

Dem mus i sehen und küns t 1 eri sehen Unterricht 

muB wieder mehr Raum gegeben werden. 

W1r fordern ein breites Fremdsprachenangebot 

in den Schulen. das den Erfordernissen eines 

zusa11111enwachsenden Europa gerecht wird . 

Deshalb werden wir bereits in der Grundschu­
le vermehrt Fremdsprachenangebote einführen 

und an Haupt- und Realschulen sowie an Gym­

nasien vermehrt bilingual e Bildungsgänge 

einrichten . 

GRUNDSCHDLER FORDERN 

Eltern müssen s Ich darauf verlassen können, 

daß d1 e angesetzten Unterrichtszeiten einge -

halten werden. Betreuungs- und Förderungs -

möglichkeiten außerhalb des Unterrichts sol ­

len ein freiwilliges Angebot an berufstätige 

Eltern und Alleinerziehende darstellen und 

auch Einzelkindern bei ihrer Entwicklung 

helfen. 

IN DER ORIENTIERUNGSSTUFE STXRKER DIFFEREN­

ZIEREN 

Die Orientie rungsstufe i s t i n der jetzigen 

Form eine integr ierte Gesamtschulstufe. Um 

s ie · zu e i ner wi rklichen Phase der Orientie ­

rung zu machen, werden wir die Orlentie ·-

l>l 

' 

rungsstufe so ges.talten, daß die Schüler i n ­

nen und Schüler entsprechend ihren Begabun­

gen und ihrem Leistungsvermögen auf den 

Übergang In Hauptschule, Reals.chule ode r 

Gymnasium vorbereitet werden. Wi r wollen 

schwächere Schü ler zusätzli ch förder~ und 

begabten Schülern weitergehende Angebote 

machen . französ i sch und Latein müssen von 

der 5: Klasse an alte rnativ zu Englisch als 

erste Fremdsprache angeboten werden. Dies 

Ist auch im H1nblick auf mögliche Schulwech·­

sel innerhalb de r Bundesrepublik Deutschland 

wichtig . 

DIE HAUPTSCHULE AUFWERTEN 

Die ~fil..1..11.~.f...hule muß als eigenständige Sc hul­

art wegen ihres besonderen Bildungsauftrages 

gestärkt werden und braucht eine eigene 

Stundentafel. Sie sol l pädagogisch besonders 

auf den Bereich der praktischen Berufe aus­

gerichtet sein. Betriebspraktika und Be­

triebserkundungen , welche die Berufsf i ndung 

erleichtern, und ein in Verbindung mit den 

Berufsschulen durchgeführter praktischer Un­

terrichtsante il müssen zu festen Bestandtei­

len des Unterrichts in der Hauptschule wer­
den. 

Wir werden _Q_iL verpfl ich.1~!!.l!.!L -JJ!.:... _Jl.AYJ>..1· 

schullahr wieder abschaffen, weil damit le ­

diglich die Schulze i t verlängert wird und 

die Jugendlichen an einer früheren Aufnahme 

eines Ausbildungsberufes geh i ndert werden . 

Zur Berufsvorberei tung und zur Erlangung der 

Berufsreife wollen wi r jedoch freiwillige 

Angebote unterstützen . 



Oie SPD hat das Gymnasium zer ­
schlagen. 
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REALSCHULE STÄRKEN 

Oie Realschule hat wegen der Entwicklung zu 

einer i11111er differenzierter werdenden Ar ­

beitswelt einen besonderen Bildungsauftrag. 

Wir wollen diesen Bildungsauftrag stärken. 

Sie soll den Schülerinnen und Schülern ein 

vi e lfä 1 t iges weiterrührendes B i1 dungsangebot 

für qualifizierte Berufe und weitere schuli­

sche Lernwege eröffnen. Wir wollen die Stel ­

lung der Realschule durch besser ausgestat­

teten Fachunterricht sowie durch ein breite­

res Angebot an Wahlpflicht- und Wahlfächern 

stärken. 

MEHR DURCHGXNGIGE GYMNASIEN EINRICHTEN 

Oas Kippenberg-Gymnas i um a 1s vorletz tes Bre­

mer Vollgymnasium muß erhalten und der 

Schulstandort Hermann-Böse-Straße ab dem 

Schuljahr 1991/92 zu einem durchgängigen 

bilingualen Gymnasium ausgebaut werden. Wir 

wollen wieder mehr durchgängige Gymnasien 

einrichten. Schrittweise sollen die gymna­

s lalen Mittelstufen den gymnasialen Oberstu­

fen oder umgekehrt - je nach Standortgege­

benheiten - angegliedert werden. Der beson­

dere Bildungsauftrag für das Gymnasium -

durch eine breite Allgemeinbildung auf Stu­

dium und Berufsausbildung Yorzubereiten -

läßt sich nur durch einen personell und 

organisatorisch durchgehenden Bildungsgang 

mit entsprechenden Lehrplaninhalten erfül ­

len. 

SCHUL- UNO STUDIENZEITEN VERKORZEN 

Wi r wollen _ die _ Verkürzung de r qvmnasi alen 

Schul zeit um ein Jahr . d. h . ei n Ab itur nach 

zwölf Schul iahre n. Ourch eine Uberarbeitung 
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der Lehrpläne, ihrer Umgestaltung f ür ein 

fachübergreifendes Lernen und einer Konzen­

tration auf das Wesentliche werden wir er­

reichen, daß die Gymnasialzeit verringert 

wird und sich unsere Hochschulabsolventen, 

die im europäischen Vergleich zu alt sind, 

dem Wettbewerb des sich zusanrnenwachsenden 

europäischen Arbeitsmarktes stellen und auch 

ihren beruflichen Werdegang früher gestalten 

können. Desha l b werden wir uns auch fü r eine 

Straffung de.r Studieninhalte zur Verkü rzung 

der Studienzeiten einsetzen. 

SCHWACHE UND BENACHTEILIGTE FORDERN 

Wir wollen die Sonderschulen personell und 

sachlich so ausstatten, daß Schülerinnen und 

Schüler im Rahmen ihrer Möglichkeiten opti­

mal gefördert werden können. In jeder Al­

terstufe muß der Obergang auf die Grund - und 

Hauptschule möglich sein. 

Wir werden behinderte Schüler i nnen und Schü­

l er 1n den normalen Unterricht integri e ren, 

wo inmer das möglich ist und dies ih ren 

speziellen Bedürfnissen entspricht . In enger 

Zusammenarbeit mit dem Elternhaus werden wir 

durch gemeinsame Erziehung von Behinderten 

und Nichtbehinderten die gesellschaftli che 

Integration Yon Behinderten vorantreiben. 

Wir werden ~indern von Aussiedle rn sowie 

ausländischen Schülerinnen und Schülern ge­

zielte Förderungsmaßnahmen anb ieten, damit 

sie dem Unterrichtsverlauf folgen können . 



Drei von vier Jugendlichen 
eines Jahrganges wählen den 
Weg über das duale System in 
den Beruf. Statt den berufs­
bildenden Schulen zu helfen, 
stürzt sich die SPD in immer 
neue Schulexperimente. 
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FOR DIE BERUFLICHE BILDUNG MEHR TUN 

Wir wollen, daß die Träger der dualen beruf­

lichen Ausbildung, Schule und Betrieb, den 
Jugendlichen zukunftsbezogene Qua 1 ifika-
tionen vermitteln, mit denen sie in einem 

sich verändernden Europa einen Beruf aus­

üben, Verantwortung übernehmen und ihr Leben 

gestalten können. Die Weiterentwick lung der 

beruflichen Bildung hat deshalb einen hoh~rr 

Stel!\llllifil:!. Die duale Berufsausbildung muß 

wieder eine attraktive Alternative zur aka­

demischen Berufsausbildung werden, um den 

Qualifikatlonsvorteil der Bundesrepublik 

Deutschland, der im wesentlichen in den ge­

wachsenen und spezifischen Berufemustern 
liegt, zu sichern. Hier sind die Träger der 

dualen Berufsausbildung, der Staat und die 

Wirtschaft, gleichermaßen gefordert, ent­

sprechende Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Durch entsprechende Maßnahmen wollen wir er­

reichen, daß besonders Mädchen bessere Aus­

bll dungschancen erhalten. Wir werden bereits 

in der allgemeinbildenden Schule darauf hin­

wirken, daß sich mehr Mädchen als bisher für 

naturwissenschaftlich-technische Fächer in­

teressieren und an entsprechende Ausbil ­
dungsgänge herangeführt werden . 

Neben einem ausreichenden Angebot an Plätzen 

muß aber auch die Qualität der Berufsausbil­

dung den Anforderungen der modernen Arbeits ­

welt angepaßt werden. !>k..bewährte_Zusanm.J!l!­

arbei.LYM __ B~trieb Jlnd Berufsschule als_du!!­

J~~tem bleibt auch __ für _!!i!..J..Y.ls..!!!tE!_ll[l_­
yerzichtbar. 

Der Unterrichtsausfall an bre ­
mischen Berufsschulen ist dni ­
mat isch. Di es beeinträchtigt 
die Qualität der Berufsausbil · 
dung und mindert damit die Zu -
kunftschancen junger Menschen . 
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Hierzu gehört vorrangig die .!!~~~!!..d_11 __ gJ1~-

1 isc.1J1t._U..m~~!~!!llil. der neugeordneten Ausb i l -
dungsberufe . Wir werden dafür Sorge tragen, 

daß d ie betroffenen Berufsschulen mi t den 

notwend i gen Geräten und Einrichtungen ausge­

stattet werden und daß die er forderliche 

Fortbildung der Berufsschullehrer und Lehr ­

meister 7.Ügig und ohne Beeinträchtigung der 

Unterrichtsversorgung erfolgt. Dieses sollte 

in enger Abstimmung mit den Weiterbildu!lgs ­

maßnahmen für betriebliche Ausbilder erfol­

gen. 

~l!:. __ l!Q]J.fQ..._'!.ii.e..!!~L das _ _lli_tem_!i.g!nständ1ger: 

~.tt\Lf.llf!LuJ.~!L.!!L Brem.ll..'! __ ~ n führen.. Eine lu -

sammenarbeH zwischen Gymnasien und Berufs ­

schulen Ist dort denkbar, wo Berufsschulen 

Le1stungsföcher für die gy!Jlflasiale Oberstufe 

anbieten (z . B. Maschinenbau, Elektrotech ­

nik). Eine Integral Ion von berufl i cher und 

gymnasialer Bildung lehnen wir ab . 

Wlr wollen nur noch für benacht eiHgte Ju ­

gendliche eine vollschulische Berufsausbil ­

dung anbieten . Oie Förderung weiterer voll ­

schulischer außerbetrieblicher Ausbildungs­

gänge wollen wir einstellen. 

DIE HOCHSCHULEN IM LANDE BREMEN LEISTUNGS­
FXHIGER MACHEN 

Wir wollen an den Hochschulen Bremens und an 

der Hochschule Bremerhaven leistungsfähige, 

nat iona 1 und i nternat iona l ane rkannte Stu -

diengänge und Forschungsschwerpunkte schaf -

fen und diese mit den entsprechenden Ei n­

r1 chtungen an anderen Hochschul s tandorten im 

nordwestdeutschen Raum so abstimmen, daß sie 

slch ergänzen, aber nicht in Konkurrenz zu 
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einander treten, da dieses auch für das Land 
Bremen kostengünstiger ist. 

W1r werden dafür sorgen, daß sich der For­

schungs- und Entwicklungsbereich im Land 

Bremen in einem verschärften Standortwettbe­

werb - auch im Hinblick auf den EG-Binnen­

markt - behaupten kann. Wir wolJJID._giehr_wis­

sen~aftliche ~itzenleistungen in de r For­

schung fördern . Wir werden den akademischen 

Mittelbau für den Auf- und Ausbau lei­

stungs- und konkurrenzfähiger Forschungs­

schwerpunkte verstärken. Hierzu setzt die 

CDU sich für eine bessere Ausstattung der 

einzelnen Fachbereiche sowie der Bibliothe ­

ken ein. Wir werden den wissenschaftlichen 

Nachwuchs für Hochschulen, außerun1 vers ltä­

rer Einrichtungen und für die Wirtschaft 
fördern. 

Es gilt, zu einer Balance von Grundlagen-

und angewandter Forschung zu kommen. Indu­

strielle Forschung ist zu fördern . Wir wol ­

len mit dem Ziel der Ausgewogenheit die 

techn 1 sehen und naturwissenschaftlichen Stu­

diengänge an der Universität gegenüber den 

geisteswissenschaftlichen stärken. Wi r wol ­

len eine bessere Zusa11111ena rbeil und stärke­

ren Wissenstransfer zwischen den bremischen 

Hochschulen und der Wirtschaft in der Re­

gion. Wir setzen uns dafür ein, daß die Stu­

dienangebote an den Hochschulen des Landes 

Bremen zu überregionalen Standards und zu 

bundesweit anerkannten berufsqualifizleren­

den Abschlüssen führen. 

Die SPD hat das Land Bremen 
mit seinem verschwindend ge­
ringen Kulturetat kulturpoli­
tisch erdrückt . Die Kulturein­
r ichtungen des Landes Bremen 
können nur noch aufgrund von 
Mitteln der Bundesanstalt für 
Arbeit oder aus Wettmitteln 
betrieben werden. 
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DER KULTUR BESSERE CHANCEN GEBEN 

Di e kul turelle Vi elfalt und di e Breite des 

kulturellen Angebots best i11111en wesentlich 

die Attrakti vität unseres Bundeslandes . Die 

Lebens- und die Wohnortgualität in Bremen 

und Bremerhaven werden von diesen Faktoren 

ent scheidend geprägt. Breiten- und Spitzen­

kultur haben die Entwicklung sowie Förderung 

von Kreativ1tät zum Inhalt und sind außerdem 

Ausdruck der Leistungsfähigkeit Bremens und 

Bremerhavens. 

Das Engagement der einzelnen Bürger, priva­

ter Initiativen und Träger soll durch staat­

liche, a uf die Breiten- und Spitzenkultur 

abgestimmte Kulturförderung gestärkt werden. 

Nur so kann sich künstlerische und kulturel­

le Vielfalt entwickeln. 

Staatliche Bevormundung und Kontrolle lehnen 

wir ab . Wir werden die Arbeit der Kulturein­

richtungen in Bremen und Bremerhaven durch 

eine enge Verbindung mit privatem Engagement 

langfristig sicherstellen. 

Wir wollen uns für eine Kulturstiftung In 

freier Trägerschaft einsetzen, die neben 

pr1 vaten Zuwendungen auch staatliche Förde­

rung erhalten kann. Oie Hauptaufgabe dieser 

Stiftung soll darin bestehen, herausragende 

kulturelle Aktivitäten zu ermöglichen und 

die Kulturförderung unabhängig von staatl i­

chen Haushaltsnöten zu sichern . 

Wi r werden die Forderung des Deutschen Städ­

tetages erfüllen und stufenwei se mindestens 

3 % de r Haushaltsmittel dem kulturellen Be­

reich zur Verfügung stellen. 



Die SPD hat die Denkmalpflege 
1m Lande Bremen stark vernach­
lässigt. 
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W1 r werden dafür sorgen, daß die personelle 

Infrastruktur der Kultureinrichtungen Bre­

mens und Bremerhavens durch einen besonderen 

Etat im Landeshaushalt sichergestellt wird. 

Ein vielfältiges und breites Angebot an kul ­

turellen Einrichtungen trägt auch zur höhe­

ren Standortqualität Bremens und Bremerha­
vens bei . 

Wir wollen einen Landesmuseums11lan mi t dem 

Ziel der Konsolidierung und Erweiterung der 

Attraktivität des Museumsangebotes in Bremen 

und Bremerhaven. Dazu gehört die grundlegen ­

de Sanierung des Landesmuseums für Kunst und 

Kulturgeschichte ( Focke- Museum), der zügige 

Innenausbau des Uberseemuseums mit der Er­

gänzung der Schausammlungen und der Wieder­

einrichtung des Aquariums, die zügige Er­

richtung des Erweiterungsbaus des Deutschen 

Schiffahrtsmuseums, Bremerhaven, und des 

Grothe-Museums fllr moderne Kunst, Bremerha­

ven. 

Wir werden für ein ll_rbeitsfähiges Landegin!. 

für Denkmi!ll!flege und fllr die unverzügliche 

SicheJ:!!!lg_ der Arbeitsfähigkeit des Amtes des 

j,andesarchäologen sorgen . 

Die ~xl stenz und die Leistungskraft bewähr­

ter öffen1.1 icher Kultureinrichtungen, z. B. 

der Stadtbibliothek und der Jugend - und 

Volksmusikschule sind personell und mate­

riell zu gewährleisten. 

&9 

VI. VUFASSONG UND VERWALTUNG REFORMIEREN 

Bremens Verfassung ist in wei · 
ten Teilen überholt. Die Ver­
waltungsst ruktur wird modernen 
Anforderungen nicht gerecht. 
F.s gibt zu viele und schlecht 
koordin ierte Behörden. Die 
Entscheidungsabläufe sind un­
übersichtlich. Unnötige Kosten 
tragen zur bremi sehen Finanz -
mi ser~ei . 

\ 

Das land Bremen erlebte in den 
vergangenen Jahren mehrere 
Skandale mit Millionenschäden. 
Immer war auch Unübers icht-
1 ichkeit s taat li cner und kom­
munaler 7.usländ\gkeiten Ursa­
che fehlender Aufsicht durch 
das Land mit schwerwiegenden 
finanziellen Folgen . 

Für Bürgerinnen und Bürger ist 
der zuständige Beirat in der 
Regel wichtigster Ansprech­
partner für die Entscheidungen 

Als kleinstes Bundesland hat Bremen eine zu 

große Zahl von Senatsressorts, selbständigen 

Ämtern (zum Beispiel das Landesamt für Ent­

wicklungszusammenarbeit) und Zentralstellen 

( z.um Beispiel für zugewanderte) . Das führt 

zu Doppelarbeit und Unübersichtlichkeit mit 

hohen Kosten. Wir wollen die Zahl der Se ­

natsressorts vermindern, selbständige Ämter 

auflösen oder in die Verwaltung eingliedern. 

Wir wollen l.uständigkeiten und Behörden des 

Landes und der Stadt Bremen klar und funk ­

t ionsgerecht t rennen. 

Wir wollen die Bürgerschaft auf 51 Abgeord­

nete verkleinern und Direktwahlkreise ein­

führen. Wir wollen die Deputationen durch 

Parlamentsausschüsse ersetzen. 

Oie Bevölkerung hat ein rasch wachsendes Be ­

dürfnis, unmittelbar an den Enhcheidungen 

über die Gestaltung des Staates mitzuwirken . 

Das gilt besonders für so überschaubare Ver­

hältnisse wie in Bremen und Bremerhaven . Wir 

wollen daher die Durchführung von Vol ksab ­

sti11111ungen entscheidend erleichtern und in 

unseren Städten den Bürgerentscheid bei 

wichtigen Fragen ermöglichen. 

Wi r wollen dle ~_g_~Jl~!L..M.!:... Beiräte auf 
die Bereiche ausdehnen, die ohne Widerspruch 

zu den gesamtstädtischen Entwicklungen vor 



der Stadt Bremen. Um die zen ­
trale Machtstellung nicht zu 
gefährden, hat die SPD deren 
Kompetenzen aber auf ein MI n i -
tn\lm beschränkt. · Die konkreten 
Wünsche der örtlichen Bevölke ­
rung werden daher sehr häufi g 
nicht berücksichtigt. 

Behörden uncl Gerichte s1nd 
über ganz Bremen und Bremerha -
ven verstreut . Das Behörden­
raumkonzept ist yöllig unzu­
reichend und berücksichtigt 
nicht das Funktionieren der 
VeNaltung. 

Die Chance der Beförderung in 
Bremen und Bremerhaven steigt 
überproportional mit dem SPD­
Parteibuch. Frust und Arbeits­
unlust breiten sich daher Im 
öffentlichen Dienst aus . 

• 70 -

Ort entschieden werden können; sie werden 

die zur Er füllung Ihrer Aufgaben notwendigen 

Finanzmittel erhalten. 

Wegen der Vermischung der Zuständigkeiten 

der Stadt und des Landes Bremen gibt es kei­

ne unabhängige Widerspruchsinstanz gegen Be­

hördenentscheidungen. Sehr oft werden daher 

Widersprüche in einer Deputation behandelt. 

Dadurch wird die Verwaltung zusätzlich poli­

tisiert. Wir wollen !!nabhänqi11e und ent­

scheidungibefugte Widerspruchsausschüsse 

einrichten, vor denen die Betroffenen Ihre 

Anliegen persönlich erörtern können . 

Wir werden Ämter, Behörden und Gerichte 

räumlich zusammenlegen, gegebenenfalls ver­

kehrsgünstig gelegene Neubauten errkhten 

und dann Altbauten verkaufen; dezentrale Be­

hörden werden wir mit Ortsämtern verbinden. 

WI r werden d 1 e Zahl der Gutachten i n a 1 l en 

Bereichen entscheidend vernii ndern und statt 

dessen fähige Mitarbeiter zur Vorlage her­

vorragender Arbeiten motivieren. 

Wir werden dafür sorgen, daß zuk ün ft i g J..tl= 
stungsger~ und parteibuchunabhä!!fil.9. allen 

Beamten, Angestellten und Arbeitern Beförde­

rungschancen eröffnet werden. 

\ 

71 -

VIL 
DEN POLITISCHEN KURSWECHSEL 

AUCH IH BREMERHAVEN HERBEIFÖHIWf 

In Bremerhaven findet ain 29. September 1991 neben der Wa hl der 

Abgeordneten fUr die Bremische Bürgerschaft (Landtag) auch di e 

Wahl zur Stadtverordnetenversa111nluns statt. Oazu hat der ~reis­

parteltag der CDU 1n Bremerhaven am 7. Mai 1991 das nachfolgen­

de Progranrn beschlossen. 

Oer CDU-Landesparteitag hat am 25. Mal 1991 die Aussagen dieses 

Programms beschlossen, soweit sle die Landespolitik betreffen. 

Die ausschließlich kommunalpo l itischen Aussagen wurden . zur 

Kenntnis genommen . 



Die nach wie vor desolate Fi ­
nanzlage Bremerhavens hat \hre 
Ursachen in der jahrzehntelan­
gen verfehlten Finanz- und 
Wirtschaftspolitik der mit ab­
soluter Mehrheit al l einregie­
renden SPD. Eine maßlose und 
unkontrollierte Aussabenpol1-
tik, die Investitionsschlacht 
der 70er Jahre mit den daraus 
resultierenden hohen Folge­
und Unterhaltungskosten , 
schließlich die unverantwort ­
lich hohe und . von 1976 bi s 
198B gesetzesw1drige Schulden­
aufnahrne für konsumt 1 ve Ausgil-
ben, die die Bremerhavener 
Bürger mit hohen Zins- und 
Tilgungsleistungen bis weit 
über das Jahr 2000 hinaus 1n 
einem unerträglichen Maße be­
lastet, haben die Stadt an den 
Rand des finanziellen Ruins 
geführt. 

Bremerhaven zahlt 1991 !.ful.U.~ . .I!. 
235 .000, -- OH an Z1 nsen und 
82.000 , ·- DM an lilgungs lei ­
stungen. Die Pro -Kopf - Ver -
schuldung liegt mit B.727,- -
0H um ca. 416 % über dem 
Durchschnitt der' deutschen 
Städte und Gemeinden. Nach wi e 
vor gibt es mit weitem Abstand 
keine so hoch verschuldete 
Stadt. Bei der Belastung der 
Bürger und Wirtschaftsbetriebe 
mit Gebühren, Steuern und Ent ­
gelten liegt Bremerhaven abso­
lut an der Spitze. Die Ar ­
beitslosenzahlen der Seestadt 
liegen mit 14 ,8 % (Januar 
1991) weil über den Ourch­
schn i ttswcrten der Bunclesrepu ­
bl ik. 
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I. WIRTSCHAFT. HAUSHALT UND FINANZEN 

Wir wollen Bremerhaven in seiner prekären 

wirtschaftlichen und finanziellen Lage nicht 

alleinlassen. Bremerhavens Probleme ver­

stehen wir a 1 s Prob lerne des Landes Bremen 

und seiner Selbständigkeit. 

für eine nachhaltige Verbesserung der Bre­

merhavener Situation gibt es drei Ansatz­

punkte : 

Mittels einer effektiven und erfolgreichen 

Wtrtschaftsförderungspolitlk muß dafür ge­

sorgt werden, daß durch me hr und lohnendere 

Beschäftigung auch die kon111unalen Steuerein­

nahmen erhöht werden. 

Angesichts der völ11g ungleichmäßigen Schul­

denentwicklung in den Städten Bremerhaven 

und Bremen muß das Land Bremen einen Beitrag 

zur Ents~ !!.!J~Bremerha vens le is t en . 

Die Stadt Bremerhaven muß aber auch durch 

vernünftige Ausgabenkürzungen e i nen ~igen­

beitrag zur Haushaltskonsolidierung leisten. 

Nur eine florierende Wi rtschaft, mehr und 

besser produzierende neue und bestehende Be­

triebe bringen mehr Einnahmen fUr di e Stadt­

kasse und führen zu einem wirksamen Abbau 

der hohen Arbeitslosigkeit und der damit 

verbundenen Folgekosten und· soz i a 1 en Prob le­

rne für Bremerhaven. 
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Wir wollen d ie Weichen stellen, damit Bre ­

merhaven nicht völlig den Anschluß an den 

wirHchaft li ehen Aufsc hwung im übrigen Bun­

desgeb iet verpaßt. Auch in Bremerhaven müs­

sen hierfür nun endlich die ri cht igen poli­

l is chen Voraussetlungen und wi rts chaft l lchen 

Rahmenbedingungen gesetzt werden . 

Mit seiner f_i~f.h\!!r.i~~ha.U.. br ingt Bremerha­

ven einen großen Wirtschaftstwelg in das ge­

samtwi rtschafU iche Angebot des Landes Bre­

men ein. 

Wir wollen die vie len tausend Arbeitsplätze 

1n der Fis ch industrie, im Dienst l eistungs be­

relch der Fischwirtschaft, bei den Zuli efer­

betrieben und der Kutterfischerei nicht nu r 

abs ichern, sondern den Fischereihafen durch 

Modernisierung der Infrastruk tu r zu einem 

innerhalb der EG wettbewerbsfähigen Fische­

re1hafen und Lebensmittelzentrum ausbauen. 

Dazu halten wir einen Katalog von Maßnahmen 

für erforderlich: 

- Di e eigene Kutterflotte muß auf dem neue­

sten Stand der Technik gehalten werden , um 

ein rentables Fischen zu gewährleisten, 

den An\ell der Eigenanlandungen in Bremer­

haven zu stabilisieren und den nat lona l en 

Anspruch auf Fangquoten für die Bundesre­

publ 1k Deutschland zu sichern. 

W1r wollen den Subventionswettlauf zwi ­

schen den konkurrierenden Seefischmärkten 

Bremerhaven und Cuxhaven beenden und zu 
einer wi rtschaftlichen Kooperation beider 

Seefischmärkte konmen, um die Region zu 

stärken und beiden Seefischmärkten i nner­

halb der EG Standortvorteile zu schaffen. 
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Wir wollen die fischverarbeitende Indu­
strie in Bremerhaven weiter stärken, indem 
wir uns für eine Li beralisierung von 
Frischfisch - und Frostfischlmporten aus 
Drittländern einsetzen und neue Produkte 
in der Fischverarbeitung (Heringsverar­
bei tung, Tiefkühlprodukte, Fertiggerichte, 
Bionahrung, Biofutter) ermöglichen. 

- Wir wollen die Einrichtung Qualitäts - und 
Marketingzentrale sowie alle weiteren Ein­
richtungen, d 1 e der Qual ltätsverbesserung 
und Absatzs tel gerung von Fischerei produk­
ten dienen, unterstützen und fördern . 
Hierzu gehört auch eine wesentliche Be­
schleunigung der BaudurchfUhrung des 
"Schaufenster fisch" im Fischereihafen . 

Besondere Bedeutung hat für uns die An­
siedlung von importabhängigen Firmen der 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie, die 
die vorhandene Infrastruktur ergänzen. 

- Wfr wollen eine Erweiterung der Fischerei­
hafen-Doppelschleuse zur Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Werften und der 
Fischwirtschaft. 

- Der Fischereihafen ist das größte Gewerbe­
gebiet Bremerhavens. Wir wollen, daß bei 
Neuansiedlungen in diesem Bereich ansled­
lungswllligen Betrieben Industriegelände 
nicht nur als Erbbaurecht angeboten wird, 
sondern ihnen auch die Möglichkeit offen­
steht, das Gelände als Eigentum zu erwer­
ben. Das gleiche gilt für bereits ansäss i­
ge Betriebe, die den Wunsch haben, bei ge­
planten Neuinvestitionen ihr Gelände käuf­
lich zu erwerben. 

·'\._ 
\ 
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Im Bereich der ~afeninvestitionen gehören 
die Erweiterung des Container-Terminals und 
der Bau einer neuen Stromkaje zu den vor­
dringlichen Projekten in Bremerhaven. über­
dies sind kontinuierliche Erneuerungs- und 
Sanierungsinvestitionen erforderlich; insbe­
sondere für die Kaiserschleuse (Inbetrieb­
nahme 1895) und die Nordschleuse (Inbetrieb­
nahme 1930) sind die Sanierungsmaßnahmen 
voranzutreiben. Wir wollen, daß die der 
Stadtgemeinde Bremen unterstehenden Bremer­
havener Uberseehäfen In Landeshäfen umgewan­
delt werden. 

Wir wollen den Wirtschaftsstandort Bremerha­
yen stärken. Hierzu müssen zunächst die Rah­
menbedingungen zur Ansiedlung von Gewerbebe­
trieben verbessert werden. Bremerhaven kann 
sich n lcht den Gewerbesteuersatz der Stadt 
Bremen leisten. Wir treten für eine Senkung 
um 30 Punkte auf das Niveau der Stadt Cuxha­
ven e1n, wobei der Seestadt beim Landesfi ­
nanzausgleich hieraus keine Nachteile ent­
stehen dürfen. Die Grundsteuer muß ebenfalls 
angemessen gesenkt werden . 

Für vorhandene und sich neu ansiedelnde un­
ternehmen sind durch bedarfsgerechte Er­
schließungs- und Vorratspolitik ausreichend 
Gewerbeflächen zur Verfügung zu stellen. Die 
Verkehrsinfrastruktur ist diesen Erforder­
nissen anzupassen; eine fu~ktlonsfähige Ver­
kehrsanbindung der Hafen- und Gewerbegebiete 
an das regionale und überregionale Verkehrs­
netz 1 st sicherzustellen. Insbesondere s lnd 
für das Gebiet Luneplate zügig geeignete Er­
schließungs- und 1 nf ras truktunnaßnahmen vor­
zup l anen, wobei wir auch einen Ausbau des 
Flugplatzes Luneort beabsichtigen. 



Trotz . des Einsatzes von erheb ­
lichen finanziellen Mitteln 
sind konkrete Ansätze zu einer 
Verbesserung der Wirtschafts­
struktur kaum zu erkennen. Von 
einer Umstrukturierung zu 
neuen Technologien und zu ­
kunftsorientierten Betrieben 
kann keine Rede sein. Es fehlt 
an einer klaren Kon zeption für 
die Wirtschaftsförderung; an­
gesichts der zahlreichen In­
stitutionen, Gesellschaften 
und Vereinigungen ents tehen 
statt Effizienz und Klarheit 
Kompetenzwirrwarr und Unüber ­
sichtl ichkeH. 
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Bel möglichen Neuansiedlungen von Wirt ­

schaftsbetrieben im lande Bremen sollen die 

Unternehmen vers tärkt auf d i e Standortvor­

teile der Stadtgemeinde Bremerhaven aufmerk­

sam gemacht werden. 

Die Wi.rtsc ha fts förder\!.!!.Ll.!L Bremerha ve'LmYft 

endl l.f.h koordiniert we!:l!!.!h 

Die Mittel des Wirtschaftspolitischen Ak­

t lonsprogra11vns (WAP) sind effektiv zu ge ­

z !elten Maßnahmen zur Verbesserung der Wirt­

s chaftsstruktur fo Bremerhaven einzusetzen. 

Wir wenden uns gegen die bi s herige Praxis, 

diese Finanzierungsmittel für die Begutach ­

tung und Sanierung unwirtschaftlicher und 

maroder kommunaler Einrichtungen zu ver­

schwenden. 

01e CDU setzt sich für eine verstä rkte För.­

deruM_.l!'..Q!LJourismus und maritimer I ndustri e 

(Boots- und Yacht.bau, Wassersportgeräte) in 

Bremerhaven ein. Eine erhöhte tourl stl sehe 

Attraktivität der Seestadt käme gleichzeitig 

dem Bremerhavener Einzelhandel zugute. Wir 

wollen die lourismusförderung im Rahmen 

eines einheitl l chen städteplanerischen Kon­

zepts für die Gestaltung der Bremerhavener 

Innenstadt auf e ine breite Basi s stellen. 

Die gründliche Neugestaltung .des Stadtzen ­

trums soll nach unserer Auffassung den Aus ­

bau des Bereiches Alter I Neuer Hafen , die 

Neugestaltung der Oberen Bürger und des Co­

lumbus -Centers, den Umbau des Kirchenplatze$ 

und der Fußgängerzone Bürger (ohne Buwer­

kehr), die Schaff ung eines Fußgänge rbere.i -

ches in der "Alten Bürger• , die landschaft­

liche Gestaltung der Rickmers -Halbinsel mit 

.„ 
Der Anteil d es Steueraufkom­
mens a ~ den Brernerhavener 
Stadteinnahmen ist mit ca. 15 
% extrem niedr ig , während die 
Bezuschussung durch das Land 
Bremen mit 54 % bereits rela · 
tlv hoch ausfällt . Auf de r 
Ausgabenseite dominieren Per ­
s onalkosten mlt kanpp 52 % der 
laufenden Ausgaben, sowie So­
zialausgaben. Anges ichts der 
Höhe der kommuna len Verschul ­
du ng (1991: 1 , 143 Mrd . DM! ) 
und der damit verbundenen 
Zins- und Tilgungsleistungen 
hat Bremerhaven in der Haus­
haltspol it lk auf Jahre hinaus 
keine wesentl1 chen eigenen Ge ­
staltungsmögl1chkeiten, die 
Stadt befindet sich in völli ­
ger Abhängigkeit von den lu ­
we1sungen Dritter_ Ein wi rksa­
mer Abbau dieser Al t las ten ist 
jedoch nicht absehbar. Let.zt­
endl ich wird Bremerhaven seine 
derzeitigen f1nanzi e llen La ­
sten nur du rch erhebliche Zu­
wendungen des Landes Bremen 
tragen können, 

Bremerhaven hat zu viel und zu 
t eures städtisches Personal. 
1991 wendet Bremerhaven 181 ,4 
Mio. DM an Personalkosten auf; 
pro Einwohner ents pric ht d i es 
l . 3BS, - DM, deutlich mehr al­
so, a l s in vergleichbaren 
Städten und Gemeinden. 

- n 

dem Bau des Grothe -Museums fü r moderne 

Kuns t, d ie Planung des Geeste•.:anderwegs so ­

wie die Ges t altung des süd l ichen Geesleufe rs 

mit dem neuen Morgenstern-Musetim , ferner das 

Gebiet des ehemaligen Stadtbades sowie die 

Umgestaltung des l heodor -Heuss -Plattes zu 

einem "Marktplatz• mit Straßenca fes e t c. um­

fassen. Wir wollen den Zoo am Mee r und das 

Deutsche Schi ffahrtsrnuseum erwei lern. 

Oie CDU möchte bei der Erstel l ung dieses für 

Breme rhaven außerordentlich wichtigen plane ­

rischen Ges amtkonzptes eine breit angelegte 

Info rmation und efoe intensive Betei 11 gung 

möglichst vi eler Bürgeri nnen und Bürger er­

reichen . 

Der Senat der freien Hansestadt Bremen muß 

im Hinblick auf die akute Gefährdung der 

Selbständigkeit des tandes Bremen Schritte 

un t ernehmen, um d1 e Verschuldung der Stadt 

Bremerhaven zu Lasten des La ndes auf e i n Maß 

zu reduzieren, welches dem Ni veau der Pro­

Kopf-Verschuldung der Bürger der Stadt Bre­

men (rund 2.0DD, - DM) entspri cht. Um. dieses 

Zi el zu realisieren muß das Land Bremen ent­

sprechende Schulden de r Stadt Bremerhaven 

übernehmen. 

Die CDU tritt für eine Neugestaltu11g_des_E.!­

p~~~hes i~ lande Bremen ein. Anstel­

le der bisherigen Verteilung von 95 % für 

Stadt und Land Bremen und 5 % für die Stadt 

Bremerhaven muß die Verteilung der Finanz·­

m1ttel künftig zugunsten Breme r havens geän ·­

dert werden . 

zu einer wirksamen Haushaltskons ol idierung 

muß Bremerhaven aber a uch aus eigenen Kräf -
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ten a 1 l es unternehmen, um überflüssige Aus­

gaben - auch wenn damit für manchen Bürger 

angenehme Dinge finanziert werden - auf ein 

erforderliches Mindestmaß zurückzuführen. 

Eine Verminderung der überproportional hohen 

Personalkosten durch Aufgabenverlagerungen 

und Urnsetzungen sowie durch externe Organi­

sat lonsuntersuchungen und Unternehrnensbera­

tung ist unabdingbar. 

Andererseits sind in best immten Personalbe­

reichen dringend bedarfsorientierte Neuein­

s te 11 ungen zu ermögl lchen; an Bremerhavens 

Schulen fehlen Lehrkräfte, und die Personal­

ausstattung der Polizei muß aufgestockt wer­

den. Auch bei der Berufsfeuerwehr Bremerha­

ven ist die schlechte Altersstruktur der 

Einsatzkräfte durch Neueinstellungen zu ver­

bessern . 

Wir wollen auch die Besoldungshöhe hauptamt­

licher Stadträte durch eine Änderung der 

Bremlschen Besoldungsordnung herabsenken . 

D1e Amtszeit der hauptamtlichen Magistrats­

mltglieder soll künftig sechs Jahre betragen. 

II . VERKEHR 

Unter dem Aspekt der Funkt Ion Bremerhavens 

als Oberzentrum sowie Im Hinblick auf die 

Chancen der deutschen Einheit fUr die Häfen 

In Bremerhaven nimmt die Verkehrspolitik 

eine bedeutende Rolle ein. Die CDU tritt ein 

für eine schnellstmögliche Errichtung des 

Wesertunnels bei Dedesdorf, der im Hinbl lck 

auf den EG-Binnen111arkt und als eine wesent-

1 i ehe Verkehrsanb1 ndung zur Verbesserung der 

regionalen Infrastruktur an der Unterweser 
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und zur wirtschaftl lchen Entwicklung Bremer­

havens beitragen wird. Bezüglich der Reali­

sierung dieses Projektes muß eine Abstimmung 

zwischen dem Magistrat der Stadt Bremerha­

ven, dem B
0

remer Senat, der Niedersächs Ischen 

Landesregierung sowie den Landkreisen Cux­

haven und Wesermarsch herbeigeführt werden. 

Wir halten ein neues Gesamtkonzept zur bes­

seren Anbindung der Bremerhavener Häfen an 

das öffentliche Verkehrsnetz für notwendig; 

hierbei sollte auch die Schaffung einer di ­

rekten Bundesbahnverbindung der Häfen in 

·Bremerhaven mit Gebieten in den fünf neuen 

Bundesländern In Erwägung gezogen werden. 

Bei der Ausweisung neuer Gewerbe- und Wohn­

gebiete '5t das Kriterium einer ausreichen­

den Verkehrsanbindung bzw. -erschließung zu 

beachten . Die Innerstädtischen Verkehrspro­

bleme Bremerhavens sind durch Anpassung des 

vorhandenen Straßennetzes an das tatsächl i­

che verkehrsaufkonvnen zu beseitigen. Zur 

Entlastung des .allgemeinen Verkehrsaufkom­

mens wollen wir den öffentlichen Personen­

nahverkehr (OPNV) erheblich ausweiten. Wir 

wollen einen Verkehrsverbur.d zwischen Bre­

merhaven und den nledersächs 1schen Umlandge­

meinden mit einem einheitlichen Tarifsystem 

und Pa rk-and-ride-Service schaffen. Insbe­

sondere für den auswärtigen Verkehr sind 

Parkplätze besser auszuweisen. 

III. ABFALLWIRTSCHAFT UND UMWELTSCHUTZ 

Im Bereich der Abfallbeseitigung muß der Ma­

gistrat endlich Maßnahmen zur Entlastung des 

s tädt 1 sehen Haushalt es von den Verbrennungs­

kosten und zur Reduzierung der Kos t en für 



Es fehlt 1n Bremerhaven immer 
noch an einem realistischen 
A~fallwi rtschaftskonzept. Nach 
wie vor wird die Müllverbren­
nung in Bremerhaven mit unver­
hä ltn i smäß 1 g hohen Kosten be­
tri eben . Weil die Jl!BA bei 
ihrer Errichtung zu groß ge­
baut worden ist, müssen di e 
Bremerhavener Bürger neben den 
extrem hohen Verbrennungsko­
sten für die Verlustabdeckung 
der MBA aus Steuergeldern 1991 
nochmals 3,6 Mio. DM zuschies -
sen. 

K~sten de~ Altlastensanierung 
rnussen mit Haushalts1nitteln 
oder übe r allgemeine Abfallge­
bühre~ getragen werden, weil 
es keinen Altlastenfonds gibt. 

Die 7.ahl der Drogenabhängigen 
wurde bisl ang mass iv unter­
schätzt . ln ßrernerhaven leben 
nach neuesten Fests te 11 ungen 
rund vier- bis fünfhundert 
Orogenkranke , die von harten 
Rauschgiften wie Heroin abhän­
gig sind. Die An zahl Abhängi­
ger. insbesondere von Neukon­
sumenten, wird nach Prognosen 
noch weite r a nsteigen. Mit 
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Abfallbeseitigung i nsgesamt ergreifen . 

Wir wollen nicht, daß dur ch die Verbrennung 
stadtbremi schen Mülls ei ne Kapaz itätser­

höhung der MBA erforderli ch wird. Wir wollen 

eine - längst überfällige - Abfallbeseitl­
gungs und - vemeidungskonzeptlon für Bremer­

·haven unter Einbeziehung und in Absprache 

mit der uns umgebenden Region erarbeiten. 

Wir wollen unverzüglich die Durchführung von 

Lärmschutzmaßnahmen bzw. die Errichtung 

eines Lärmschutzwalls an der A 27 und ih ren 

Zubringern in Bremerhaven . Der LKW-Verkehr 

vom und zum Hafen darf nicht weiter durch 

d le Stadt geführt werden, sondern ist über 

einen neuen BAB-Zubrlnger zu lenken. 

Bei den Hafenerweiterungsrnaßnahmen auf 
stadtbremischem Gebiet sind die Belange des 

URTWeltschutzes (Erhöhung der Abgas- und 

Lärmbelästigung) zu beri.iclcslchtigen. Oie 

Bürger 1 n Speclcenbütte l und Weddewarden 

sollten frühzeHlg an den Planungen betei-

1 igt werden. Es darf nicht zu einer Ver­

schlechterung des Wohnumfeldes in diesen Ge­
bieten konnnen. 

IV . OFFENTLICHE SICHERHEIT 

Die CDU wird gezielte Maßnahmen zur Bekämp­

fung der Drogenlcrirninal i tät in Bremerhaven 

ergreHen. Oie Einrichtung ei nes selbständi­

gen Orogenko11111i ssariats bei der Bremerhave­

ner Polizei mit e iner hinreichenden perso­

nellen und sachlichen Ausstattung hat ange­

sichts des rapiden Anstiegs der Rauschgift­

delikte oberste Priorität. Neben repressiven 

und therapeut Ischen Maßnahmen ist aber auch 

einer gewi ssen Zeit verzögerung 
wi rd a uch di e Stadt Bremer ha -
ven von der neuen Drogenwell e 
erfaßt , die si ch in Bremen 
sc hon voll niedergeschlagen 
hat. 1990 regis tr ierte die 
Bremerhavener Polizei bei Dro ­
gende likten bere i ts eine Zu­
nahme von 511 %. Di e Stadt 
droht, bei einem augenbl ick ­
l ich stark expandierenden Dro ­
genma rkt und aufgrund der Si · 
tua tion · als Hafen- und Garni ­
s i ons s t adt zu einem "Oberzen · 
trum" i m Rau schg if thandel zu 
we rden , wenn ni cht Maßnahmen 
w r Gegens teue rung e rgr iffe n 
wer den:' De r zeit stehen jedoch 
in B rem~rhaven nur vier Krimi -
na 1 beamte' zur Drogenbekämpfung 
zur Ve rfügung . 
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die Orogenp rävent ion ver stärkt aus zubauen 

(s . u. VII. ) 

Wir wollen umgehend Maßnahrnen gegen die 

s teigende Straßenlc rimina l ität i n Bremerhaven 

ergreifen . Mit dern Senat werden wir über zu­

sätzl i che r i nstel lungen bei der Polizei ver­

handel n, damit di e Spät- und Nachtschi chtbe­

setzungen ve rstärlct werden können . De r Ei n­

satz von Polizeibeamten als Fußs t re ifen soll 

vermehrt und kon sequent durchgeführt we rden. 

Oi e CDU setzt s ic h für die Einri chtung von 

Frauenpa rkplätzen im Columbus- Center e i n, 

welche im Si chtbereich der Pförtner loge e i n­

zurichten sind . 

V. KULTUR . FREIZEIT UND SPORT 

Ein vielfält iges und breites Angebot an Ein­

richtungen von Kultur, Bildung, Freizeit und 

Sport fördert die Attrakti vitä t Bremerhavens 

und t rägt wesentlich dazu bei , daß s ich die 

Bewohner in unserer Stadt wohlfühlen. 

Gleichzeit lg wird d ie Standort qua 1 i t ät Bre­

merhavens für Un t ernehmen und Hausha lte er­

höht, die Wirtschafts - und Steuerkra ft ver­

stärkt, und eine Abwanderung der Bevölkerung 

wird vennieden. 

Kulturelle Vielfalt entsteht durch die Mög-

1 ichkelt zur individuellen Entfaltung aller 

gesell schaftlichen Kräfte . Besondere Bedeu ­

tung konnt daher der Förderung der zahl rei ­

chen privaten, f reien und ki rchl ichen ICul ·­

turträger und Inlt latlven zu, aber auch den 

Kultu ri ns t 1tut1 onen in ko11110una le r Träger­

schaft sind ausre i chende Mittel für i hre 

Aufgaben zur Verfügung 7.u stel len . 
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Das Bremerhavener Stad~lhealer und das 

städtische Orchester mit sei ner 80jährigen 

Tradition muß als Schauspiel-, Opern-, Ope­

retten - und Musiktheater erhalten bleiben. 

Kinder und Jugendliche sind gezielt an das 

Theater heranzuführen. 

Unterschiedliche, attraktive und interessan­

te Museen sind u . a. ein wichtiger Faktor 

der Tourlsmusförderung. Sie bedürfen weiter­

hin der Förderung und finanziellen Unter­

stützung durch die Stadt Bremerhaven . Das 

neue Morgenstern-Museum als Stadtmuseum ist 

schnellstens komplett fertigzustellen . Für 

eine baldige Realisierung des der Stadt von 

einem privaten Stifter angebotenen Museums 

für moderne zeitgenössische Kunst bietet 

sich die landschaftlich ent sprechend zu ge­

staltende Geestehalbinsel an. Für den Unter­

halt und Betrieb dieses M•Jseums, daß durch 

eine unabhängige Stiftung selbständig ge­

fUhrt werden soll, ist ein regelmäßiger 

städtischer Zuschuß sicherzustellen. Zum 

Zweck der herausragenden, überregionalen 

Kulturförderung sind auch Landesmittel in 

Anspruch zu nehmen. Die CDU will einen stär­

keren Verbund aller Museen in unserer Stadt 

und der Region erreichen. 

Da Bremerhaven an alter Bausubstanz re1atlv 

arm ist, kOlmlt dem Erhalt und der Pflege al­

ter Gebäude und Anlagen , insbesondere kaum 

veränderten Bauwerken mit baugeschichtlichem 

Charakter und zeittypischen Zweckbauten, un­

ter denkmalpflegerischen Gesichtspunkten be­

sondere Bedeutung zu. Das Amt des Landesar­

chäologen Ist personell und materiell so 

auszustatten, daß auch in Bremerhaven die 

' \ 
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Aufgaben zum Schutz und zur Erforschung un­

terirdischen Kulturgutes nach dem landes­

denkmalschutzgesetz erfüllt wer.den können. 

Jugendmusikschule und Jugendwerk der bilden­

den Künste in Bre1nerhaven bilden eine drin­

gend notwendige Ergänzung der in den allge­

meinbildenden Schulen häufig zu kurz ko11men­

den musischen Erziehung.· 

Wir wollen diese Einrichtungen aber auch für 

erwachsene Teilnehmer - gegen eine entspre­

chende Kostenbeteiligung - öffnen . Wir wol­

len darüber hinaus die Förderung und Unter­

stützung von Chören, Gesangvereinen und Mu­

sikgruppen intensivieren. 

Kunst als Lebenselement darf sich jedoch 

nicht auf Museen, Ausstellungen und Konzerte 

beschränken; Kunst im öffentlichen Raum muß 

die Lebens räume in unserer Stadt mit prägen 

und gestalten . Kunst wird auch erlebt durch 

kulturelle Aktivitäten auf öfrentlichen 

Plätzen in form von Straßentheater, Kultur­

und Straßenfesten, Musikveranstaltungen; 

verstärkt ist Kunst an oder in öffentlichen 

Gebäuden und auf öffentlichen Flächen zu 

realisieren, Architektur als künstlerischer 

Aspekt der Stadtplanung zu berücksichtigen. 

Wir werden unter Beteiligung des Kreissport­

bundes und der Sportorganisationen einen 

Sporlstätlenleitplan für Bremerhaven erstel ­

len, der neben einer Bestandserhebung und 

Bedarrsermittlung auch Ziele für die f!l!­
wlcklung des Sports in Bremerhaven festlegt. 

Die lSG Bremerhaven ist nicht nur die er­

folgrei chste Sportgruppe der Seestadt, son-



Viele Schulen in Bremerhaven 
befinden sich in einem besorg­
niserregenden, katastrophalen 
bau 1 ichen Zustand . Jahre lang 
wurden keine Instandhaltungs ­
und Renovierungsarbeiten vor­
genommen. 

Die Lehrerversorgung in den 
Bremerhavener Schulen ist nach 
wie vor unzureichend. Der Ein­
stellungsstopp hat vielfach 
hohen Unterrichtsausfall ver­
ursacht . Zu viele Kinder in 
übervollen Klassenverbänden 
bei zu wenig Lehrerinnen und 
Lehrern, immer mehr "Problem­
kinder", seien es ausländische 
Kinder ohne ausreichende 
Sprachkenntni sse, verhaltens-
auffäll ige oder verha ltensge·­
störte Kinder, lassen Schule 
für viele Beteiligte immer 
häufiger zur Qual werden . Die 
Kollegien 'vergreisen', neue 
pädagogische Ansätze können 
keinen Einfluß finden. Oie 
Konkurenzfähigkeit der Bremer­
havener Schulausbildur.g mit 
der in der übrigen Bundesrepu -
blik ist in Gefahr . 

Die Lehr- und Lernmittelfrei ­
heit 1n Bremerhaven ist ausge­
höhlt, veraltete und völl ig 
abgenutzte Bücher sowie knappe 
Arbeitsmaterialien zwingen die 
Schüler in vielen Bereichen zu 
Ei genanschafrungen, ohne daß 
eine Kos teners ta ttung statt ­
f i ndet . 
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dern damit gleichzelt ig auch ein wichtiger 

Werbeträger . Die CDU setzt sich dafür ein, 

die Trainings1döglichkeiten der TSG so zu 

verbessern, daß sie den Leistungen der Tän­
zer besser gerecht werden. 

Wir werden für die Errichtung eines nord­
deutschen Tanzsport-Leistungszentrums in 
Bremerhaven eintreten. 

VI. SCHULEN UND HOCHSCHULE 

In unseren Schulen soll sich jeder wohlfüh­

len können, damit ein gutes Lern- und Ar­
beitsklima entsteht. 

Wir wollen die Erstellung eines umfangrei ­

chen Sanierungsprogrammes fü r die Bremerha­

vener Schulen. Neben baut ichen Aspekten und 

solchen der Ausstattung muß dabei auch das 

Problem der sogenannten ~anderklassen be­
rücks lchtlgt werden . 

In Bremerhaven darf keine weitere Schule 
mehr geschlossen werden . 

E1ne bessere Lehrerversorgung verhindert Un­

terrichtsausfälle und erhöht die Effizienz 

und Qualität der Ausbildung unserer Kinder . 

Wir werden den Unterrichtsausfall durch be­

darfsorientierte Neueinste;tungen reduzie­

ren . Wir wollen, daß der sogenannte Unter­

frequenzabzug abgeschafrt und voller Unter­
richt erteilt wird. 

Wir wollen die gesamten Lehr- und Lernmit­

telbestände in einem Sonderprogramm erfas­

sen, aktualisieren und ver11ollständigen. Je ­

des Kind soll mit den gleichen Büchern und 

Ma terialien lernen und arbeiten können. 
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Wir woll en wieder verstärkt begabungsgerech­

tes Lernen fördern. Stall an einer weiteren 

leistungshenunenden und kostspieligen Gesamt ·­

sc:hule in Bremerhaven herumzuexperimentie­

ren, woller. wir mit den vorhandenen finan­

ziellen Mitteln lieber die bestehenden 

Schuleinrichtungen nach Kräften förde"rn. 

Wir wollen an einem Bremerhavener Schul­

standort wl eder ein durchgängiges Gymnas l um 

von Klasse 7 bis 13 e i nrichten . Dieses Gym­

nasium soll wahlweise auch bilingualen Fach­

unterricht anbieten. 

Wir werden den Fremdsprachenunterricht för­

dern . Bilinguale Fächerangebote sind auch an 

anderen Gymnasien und Realschulen in Bremer ­

haven einzurichten. 

Wir wollen, daß an mindestens einem Schul­

standort wahlfreier Unterricht In einer 

dritten Fremdsprache ab Klasse 9 des Gymna­

siums erfolgt . Wir wollen, daß auch an 

Grundschulen in Bremerhaven wahlfre ier Eng-

1 ischunterricht erteilt wird . 

Wir werden auch in Bremerhaven e i n Angebot 

an freiwilligen außerunterrichtlichen Be­

treuungs- und Förderungsmöglichkeiten für 

Schülerinnen und Schüler errichten . In Bre­

merhaven soll an jewe1ls einem Grundschul ­

standort eine volle Halbtagsschule und an 

einem Standort der Sekundarstufe eine 

Ganztagsbetreuungsl:chule eingerichtet wer­

den . Diese Schulen sind frei wählbar. Das 

Betreuungsangebot findet klassen- und jahr­

gangsübergreHend von 7.30 bis 13 . 30 Uhr 

(Grundschule) bzw. 16. 00 Uhr (Sek . l) statt, 

die bisherigen Unterrichtszeiten werden 



- 86 - r 
nicht verändert. Es Ist eine pädagogische 
Konzeption für freiwill ige Betreuungs- und 
Förderungsangebote zu erarbeiten und eine 
entsprechende personelle, räumliche und 
sachliche Ausstattung sicherzustellen. 

Die technische Ausstattung der beruflichen 
Schulen in Bremerhaven moß die technische 
und ökonomische Entwicklung in den Betrieben 
angemessen berücksicht igen . 

Wir wollen die lntwicklung von neuen pädago ­

gischen Methoden an den be ruflichen Schulen 
stärker fördern . Projektorienti erter, fä­
cherübergreifender Unterricht, der Gestal­
tungsfähigkeit und ganzhell l iches Lernen er­
möglicht, sollte an einer Bremerhavener Be­
rufsschule mode l lhaft erprobt werden . 

Wir wollen , daß an den Bremerhavener Berufs­
schulen ausgebildete Sozialpädagogen und Be­
rater eingesetzt werden, damit für die große 
Gruppe von Jugendlichen mit sozialen Proble­
men entsprechende Hilfestellungen geleistet 
werden können. 

Die ttoc~chuJ..LBreanerhaven kann einen we­
sentl lchen Beitrag zur Stärkung der regiona­
len Wirtschaftsstruktur leisten. 
Wir wollen die Hochschule zügig ausbauen, um 
einen verstärkten Wissenschafts- und Techno­
logie-Transfer zwischen Forschung und Indu­
strie zu ermöglichen. 

Aus diesem Grund muß die sächliche und per­
sonelle Ausstattung insbesondere im Studien­
gang Fertlgungstechn1k verbessert werden . 

"' Die Jug&l)dbetreuung 1 n Bremer·-
haven ent'spr1cht dem Stand der 
60er Jahre. Mammutelnrichtun­
gen w1e die "Schleuse• oder 
das "Lehe-Treff" wurden ihren 
Ansprüchen ni cht gerecht . 

Der von der CDU lange gefor­
derte Drogenhilfeplan ist vom 
SPD-Magistrat erst Im Dezember 
1990 im Entwu r f vorgelegt wor­
den . Dieser Plan zeigt, daß 
das Drogen - und suchtprob l em 
in Bremerhaven jahrelang un­
terschätzt oder herunterge-
spielt wurde. · 
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Wir wollen Bremerhaven bei der Neueinrich­
tung von Studiengängen sowie bei der Schaf­
fung von außeruniversitären Forschungsein­
richtungen verstärkt berücksichtigen, insbe;.. 
sondere dann, wenn bereits ein entsprechen­
des infrastrukturelles, wirtschaftliches 
oder wissenschaftliches Umfeld in Bremer­
haven vorhanden ist . 

VII. JUGEND, GESUNDHEIT UND SOZIALES 

Wir wollen, daß endlich ein Konzept fUr die 
~orrmunale Jugendarbeit in Bremerhaven ent­
wickelt und zur öffentlichen Diskussion ge­
s (el lt wird, bevor inmer wel ter Einrichtun­
gen geschaffen werden, die erneut Gefahr 
laufen, sich zu Fehlplanungen zu entwickeln . 
Insbesondere werden wir freie Initiativen 
und Verbände in der Jugendarbeit stärker un­
terstützen und die Jugendarbeit dezentrali­
sieren . 

DrogenmiBbrauch ist ein Problem, das nicht 
allein mit therapeutischen und repressiven 
Maßnahmen zu lösen ist. Präventive Maßnah­
men, die dazu beitragen, den Einstieg in die 
Drogensucht zu verhindern und Abhängigkeit 
frühzeitig zu erkennen, sind ein gleicher­
maßen wichtiges Element verantwortungsvoller 
Drogenpolitik . 

Wir werden der dezentralen öffentlichkeits ­
und Prävent lvarbeit im Suchtbereich in Bre­
merhaven einen höheren Stellenwert als bis­
her einräumen . Drogenprävention muß dort an­
geboten werden, wo Jugendliche anzutreffen 
sind, also in Schulen, in Betrieben, Jugend­
einricht ungen und Diskotheken. 



Das Angebot an Klndergarten­
p lälzen ist in Bremerhaven ka­
tas tropha 1. Die SPD redet auf 
Bundeseb~ne vom Rechtsanspruch 
auf einen Kindergartenplatz, 
handelt vor Ort jedoch nicht. 
In den Kindergärten fehlt es 
an ausreichender Betreuung; 
die Gruppen ver fügen nur über 
eine Kraft. Aufgrund schlech­
ter Verdienst.möglkhkeften ist 
die Ausbildungs;ituation 
schlecht, ferner fehlt es an 
Ganztagsstellen . 
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Drogenpräventionsteams, wi e sie für dfe fünf 

bremischen Stadtbezirke vorgesehen sind, 

sind auch in Bremerhaven einzusetzen. Oie 

Aufklärungsarbeit an den Bremerhavener Schu­

len ist auszubauen, an allen Schulen ab 

Klasse 5 ist ein Vertrauenslehrer für Dro­

genfragen zu benennen, dessen Aus- und Wei­

terbildung auf dem Gebie t der Drogenpräven­

tion sicherzustellen ist . 

Wir wollen ein Sonderprogra11111 für Kinder ta­

gesstätten auflegen, mit dem Ziel, 410 neue 

Plätze zu schaffen. In den Stadtteilen 

leherheide, Geestemünde und Wulfsdorf sind 

neue f_1nrichtungen zu err ichten, Erweiterun­

gen sind in Mitte und Surheide/Re1nkenheide 

erforderlich . Durchgängig soll mit den Mit­

teln des Sonderprogrammes eine Versorgung 

mit zwei Kräften pro Gruppe ennögl lcht wer­

den. Bei diesem Programm sind auch die 

freien Träger zu berücksichtigen und finan­

ziell zu unterstützen. Durch Verbesserung in 

der Stellenstruktur und -vergütung wollen 

wir d1e Ausbildung von Erz iehern in Kinder­

gärten sichern. 

Wlr wollen den glei ch111äßige:i Ausbau des ~!t­

treuungsangebotes für Senioren auch in bis­

her unberücksichtigten Stadtteilen wie 

Leherheide und surheide vorantreiben . 

Wir wollen, daß die Schwerbehi.Ddert~nquote 

von 6 % auch von der Stadtverwaltung als 

größtem öffentlichen Arbeitgeber in Bremer­

haven eingehalten wird. 

Bei wichtigen öffentlichen Gebäuden, insbe­

sondere de~ städtischen Gesundheit.samt, sind 

umgehend behindertengerechte Umbaumaßnahmen 

einzuleiten . Bei der behi!ldertengerechten 

Nach dem Asylverfahrensgesetz 
ist das t.and Bremen verpfl i ch­
tet, ·l ,3 % der Asylbewerber, 
die im Bundesgeb iet einen 
Asylantrl$!g stellen, aufzuneh­
men. Tat-sächlich halten s ich 
jedoch in 'Bremen ständig weit­
aus mehr Asylbewerber auf, als 
nach dem gesetzlichen Vert.ei -
lerschlüssel vorgesehen . Die­
ser "Überhang• an Asylbewer­
bern belastet. Insbesondere die 
Sozialhilfehaus~alte in Mil­
lionenhöhe und trägt überd i e'> 
zu einer Verschärfung des Eng­
passes a uf dem Wohnungsmarkt 
bei. Der SPD-Senat schiebt 
wiederum einen Te i l seiner 
Asylbewerber nach Bremerhaven 
ab, wobei Bremerhaven faktisch 
übe rproport ional belastet 
w1rd. D1e Diskussion um das 
'Asylantenschfff' im Brernerha­
vener F1schereinafen hat ge­
zeigt, daß der Bremer Senat 
offensichtlich eine menschen­
wUrdige Unterbr ingung und Be­
treuung de r Asylbewerber ni cht 
mehr gewährleisten kann. so­
ziale und menschliche Konflik­
te erheblichen Ausmaßes sind 
damit vorprogrammiert. 
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Einnd11 ung von Neu - , Um- und Erweilerungs­

b~ut~n 1n offentlicher oder privater Träger­

schaft i s t das Amt für Kriegsopfer, Schwer­

behinderte und Unterhaltssicherung rr ühzei­

t lg in da s Bauantragsverfahren mite inzube­

ziehen, um Planungsfehler und kostspi elige 

nacht rägliche Lim- und Einbauten zu vermeiden . 

DI e CDU wird den ~.J!bau _deLfül!tE!~!'.:.~t:iiber·­

l!an!Jj. durch unverzügl i ehe Verlegung de r 

Asylbewerber, die über d i e Quote im Asylver-­

fahrensgesetz hinaus i n Bremen leben, durch­

setzen. Bremerhaven kann die enormen zusätz­

lichen Kosten f ür die überproportional zuge­

wiesenen Asylbewerber nicht tragen . Die 

Oberlastquote ist abzubauen und für die Ver­

teil ung de r Asylbewerber ein Sch lüssel von 

4:1 im Verhältnis der Stadtgemeinden zuein ­

ander zugrundezulegen, welches ni cht nu r die 

Bevölkerungszahlen, sondern auch die Belast­

barkeit der jeweiligen städtischen Region 

be rücksichtigt . 
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